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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Ständerat beriet in der Sommersession 2021 die Vorlage zur Änderung der
Zivilprozessordnung zwecks Verbesserung der Praxistauglichkeit und der
Rechtsdurchsetzung als Erstrat. In einer einstündigen Rede erläuterte Philippe Bauer
(fdp, NE) als Sprecher der vorberatenden RK-SR dem Ratsplenum die rund siebzig
punktuellen Neuerungen, bevor die Ständekammer ohne Gegenantrag auf das
weitgehend unbestrittene Geschäft eintrat. Bei den allermeisten vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anpassungen habe sich die Kommission diskussionslos dem Bundesrat
angeschlossen, erklärte Berichterstatter Bauer, nur in etwa zehn Punkten sei die
Kommission vom bundesrätlichen Vorschlag abgewichen, aber auch dies in den meisten
Fällen einstimmig. Zudem habe die Kommission rund 15 neue Anpassungen in die
Vorlage aufgenommen. Im Ständerat sorgten dann insbesondere zwei Änderungen für
ausgiebigen Diskussionsbedarf: die Frage, ob die Kantone auch Englisch als
Verfahrenssprache zulassen sollen dürfen, und eine von der Kommission
vorgeschlagene Anpassung bei den vorsorglichen Massnahmen gegen Medien. 
Die Sprachendebatte entzündete sich am Ansinnen des Bundesrates, es den Kantonen
freizustellen, nicht mehr nur ihre Amtssprache, sondern auch andere Schweizer
Landessprachen und Englisch als Verfahrenssprachen zuzulassen. Eine Minderheit Hefti
(fdp, GL) beantragte, diesen Absatz zu streichen. «Wir öffnen hier, so fast nebenbei,
eine Schleuse, die mittel- und längerfristig unglaubliche Änderungen in der
Sprachenlandschaft Schweiz bewirken wird», gab Minderheitssprecher Hefti zu
bedenken. «Wir werden damit über kurz oder lang unsere Kultur bezüglich Sprache und
Recht und Umgang aufgeben, um nach angelsächsischer Fasson selig zu werden»,
menetekelte er. Ausserdem könnten sich andere Sprachen durch die Zulassung des
Englischen diskriminiert fühlen. Mitstreiter Beat Rieder (mitte, VS) sah zudem die
Gefahr, damit einen «Wettlauf zwischen den Kantonen» anzustossen, da
englischsprachige Gerichte für die Ansiedelung internationaler Konzerne von
Bedeutung seien. Für Bundesrätin Karin Keller-Sutter war der Standortaspekt gerade
ein Argument für die neue Klausel: Nur so könnten diejenigen Kantone, die sich dafür
interessierten, internationale Handelsgerichte schaffen. Mathias Zopfi (gp, GL)
wunderte sich indessen darüber, dass sich «gestandene Föderalisten» so sehr dagegen
wehrten, in dieser Frage die kantonalen Legislativen handeln zu lassen. Mit 25 zu 17
Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat schliesslich der Minderheit und
strich den Passus aus dem Gesetz.
Die zweite grosse Diskussion drehte sich um die Voraussetzungen, unter denen ein
Gericht vorsorgliche Massnahmen gegen Medien verhängen kann, d.h. eine Publikation
verhindern kann, um die Persönlichkeitsrechte der gesuchstellenden Personen zu
schützen. Der Ständerat entschied hier mit 30 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung
gegen den Vorschlag des Bundesrates. Durch die von der Kommissionsmehrheit
beantragte Änderung soll ein Gericht künftig vorsorgliche Massnahmen gegen Medien
verhängen dürfen, wenn die bestehende oder drohende Rechtsverletzung der
gesuchstellenden Partei einen «schweren Nachteil» verursacht oder verursachen kann.
Bisher – und wie vom Bundesrat weiterhin vorgesehen – wäre dafür ein «besonders
schwerer Nachteil» verlangt worden. (Ausführliches zu dieser Debatte siehe hier.)
In allen anderen Punkten folgte die Kantonskammer weitestgehend diskussionslos den
Anträgen ihrer Kommissionsmehrheit, denen sich auch der Bundesrat, wie Karin Keller-
Sutter in der Eintretensdebatte erklärte, «überwiegend anschliessen» konnte.
Einstimmig verabschiedete der Ständerat das Geschäft in der Gesamtabstimmung an
den Zweitrat. Der Abschreibung der Motionen Mo. 14.4008 und Mo. 17.3868 stimmte er
stillschweigend zu. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2021
KARIN FRICK
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

In der Herbstsession 2022 hiessen Stände- und Nationalrat die Gewährleistung der
geänderten Kantonsverfassungen von Bern, Glarus, Appenzell Innerrhoden, dem
Tessin und Neuenburg oppositionslos gut.
Im Ständerat erläuterten Kommissionssprecher Philippe Bauer (fdp, NE) und
Justizministerin Karin Keller-Sutter, dass sowohl die einstimmige SPK-SR als auch der
Bundesrat und das EJPD alle vorgelegten Verfassungsänderungen als
bundesrechtskonform betrachteten. Bauer wies wie zuvor schon die bundesrätliche
Botschaft lediglich noch darauf hin, dass die Kantone beim Erlass ihrer gesetzlichen
Ausführungsbestimmungen auf die Vereinbarkeit mit dem Bundesrecht achten
müssten, wenn es um Bereiche gehe, die nicht einfach in die Autonomie der Kantone
fallen, sondern in denen auch der Bund schon Gesetze erlassen hat – dies ist
namentlich bei den neuen Berner Bestimmungen zum Energieverbrauch und bei den
Tessiner Bestimmungen zur Ernährungssouveränität der Fall. Weitere Voten gab es im
Ständerat nicht und der Nationalrat winkte das Geschäft als Zweitrat ganz ohne
Wortmeldung durch. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2022
HANS-PETER SCHAUB

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im Mai 2022 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 190 der internationalen Arbeitsorganisation sowie einen Bericht
über die Erklärung zum hundertjährigen Bestehen der ILO für die Zukunft der Arbeit.
Das besagte Übereinkommen aus dem Jahr 2019 enthalte die erste international
vereinbarte Definition von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt, erklärte der
Bundesrat. Es verpflichte alle ILO-Mitgliedstaaten, das Recht auf eine Arbeitswelt ohne
Gewalt und Belästigung zu achten, zu fördern und zu verwirklichen. Ausserdem umfasse
es eine Reihe von Massnahmen zur Erreichung dieses Ziels, darunter Prävention und ein
gesetzliches Verbot von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt; Abhilfemassnahmen
für Opfer von Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz und gegebenenfalls Sanktionen. 
Der Bundesrat erklärte im Rahmen der Botschaft, dass die Schweiz das Übereinkommen
ratifizieren könne, da dieses nicht dem derzeitigen Schweizer Recht entgegenstehe und
man es sowieso bereits erfülle. Die ebenfalls 2019 veröffentlichte Jahrhunderterklärung
der ILO müsse zwar nicht dem Parlament vorgelegt werden, jedoch habe man das schon
bei früheren Erklärungen so gehandhabt, um die beiden Räte über die Tätigkeiten der
ILO zu informieren. Die Erklärung, mit der sich die Staaten zu mehr Investitionen in das
Humankapital, die Institutionen der Arbeitswelt und in menschenwürdige und
nachhaltige Arbeit bekennen, ziehe ebenfalls keine neuen Verpflichtungen für die
Schweiz nach sich. Sowohl der Bericht als auch die Ratifikation der Botschaft würden
von den Sozialpartnern unterstützt. 

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2022 mit dem Übereinkommen, wobei
eine Minderheit der RK-SR nicht auf das Geschäft eintreten wollte.
Minderheitssprecher Philippe Bauer (fdp, NE) und sein Ratskollege Beat Rieder (mitte,
VS) ärgerten sich darüber, dass der Bundesrat das Übereinkommen nicht in eine breite
Vernehmlassung gegeben habe. Philippe Bauer befürchtete, dass die Ratifikation des
Abkommens den zukünftigen Handlungsspielraum der Schweiz im Arbeitsrecht
einschränken könnte. Beat Rieder bemängelte zudem, dass das Übereinkommen von
«unbestimmten Gesetzesbegriffen» wimmle, weshalb auch er sich für eine ausführliche
Vernehmlassung einsetzte. 
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) wies seine Kommissionskollegen darauf hin,
dass sie eigentlich eine Rückweisung an den Bundesrat anstelle von Nichteintreten
fordern sollten, und plädierte dafür, den Entscheid über die Rückweisung dem
Nationalrat zu überlassen. Er argumentierte, dass man einen Vertrag ratifizieren sollte,
wenn der Schweizer Rechtsrahmen dessen Anforderungen bereits erfülle, denn damit
verdeutliche die Schweiz ihre Position auf multilateraler Ebene und leiste einen Beitrag
zur Errichtung eines staatenübergreifenden Schutzniveaus. Bundesrat Parmelin
versuchte, die Bedenken der Minderheit zu zerstreuen, und versicherte, dass das
Fehlen einer Konsultation bei Übereinkommen der ILO gang und gäbe sei, da die
Sozialpartner jeweils bei der Erarbeitung des Übereinkommens mitwirkten. Der
Bundesrat warnte, dass eine Nichtratifizierung dem Image und der Glaubwürdigkeit der
Schweiz schaden würde. Die kleine Kammer nahm anschliessend zwar Kenntnis vom

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2022
AMANDO AMMANN
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Bericht der ILO, trat aber mit 24 zu 20 Stimmen nicht auf die Vorlage ein. Die
ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der FDP-, SVP- und einem Grossteil
der Mitte-Fraktion. 3

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2022 als Zweitrat mit der Frage, wie
der Bund Kantone mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in Ausnahmesituationen
finanziell unterstützen soll. Eine Mehrheit der SPK-SR sprach sich für die unveränderte
Annahme der entsprechenden Änderung des AIG aus. Eine Minderheit Engler (mitte, GR)
erachtete es hingegen als ratsam, dem Entscheid des Nationalrats zu folgen und die
Festhaltung von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren zu untersagen. Der
Ständerat entschied sich jedoch mit 23 zu 15 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die im
Nationalrat beschlossene Bestimmung wieder zu streichen und bei der Fassung des
Bundesrats zu bleiben. Des Weiteren reichte Ständerat Philippe Bauer (fdp, NE) einen
Einzelantrag ein, mit dem er den Bund verpflichten wollte, sich im Rahmen einer
Tagespauschale an den Betriebskosten zur kurzfristigen Festhaltung von Personen zu
beteiligen. Dies sei jedoch nicht realistisch, entgegnete Bundesrätin Karin Keller-Sutter,
da der Vollzug des Ausländerrechts allein den Kantonen obliege. Nach Inkrafttreten der
zur Diskussion stehenden Vorlage werde der Bund die Kantone fortan allerdings auf
freiwilliger Basis in Ausnahmesituationen unterstützen können. Der Antrag Bauer
scheiterte mit 21 zu 20 Stimmen knapp und die Vorlage wurde zur Differenzbereinigung
zurück an den Nationalrat überwiesen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB SR, 2021, S. 666 ff.
2) AB NR, 2022, S. 1644; AB SR, 2022, S. 639 f.
3) AB SR, 2022, S. 763ff.; BBl, 2022 1379; BBl, 2022 1381
4) AB SR, 2022, S. 1074 ff.; Medienmitteilung SPK-SR vom 18.10.22
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